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Preußiſche Gefeßfammlung 
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Jahrgang 1919 Nr. 15. 

Inhalt: Verordnung über Familiengüter, S. 39. — Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten 
und ihrer Hinterbliebenen, S. 48. — Verordnung über die Erhebung von Zufchlägen im Güter 


und Tierperkehr der preufifch-beififchen Staatseiſenbahnen, S. 50. 


(r. 11746.) Verordnung über FJamiliengüter. Vom 10. März 1919. 


Di Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 


1. Auflöſung der Familiengüter. 


81. 

() Die Familiengüter ſind aufzulöſen. 

() Die Errichtung neuer Familiengüter ſowie die Vergrößerung von 
Familiengütern durch unentgeltliche Zuwendung wird unterſagt. 

(3) Soweit nicht bis zum 1. April 1921 die Auflöſung von Familiengütern 
nach Maßgabe der nachſtehenden Beſtimmungen im Wege des Familienſchluß⸗ 
verfahrens durchgeführt iſt, hat das Staatsminiſterium die Auflöſung in einem 
Zwangsverfahren anzuordnen. Das Staatsminiſterium hat das Verfahren der 
Swangsauflöfung durch Verordnung zu regeln, die der Landesverſammlung zur 
Genehmigung vorzulegen iſt. : 

() Bis zur Durchführung der Auflöſung von Familiengütern iſt zum 
entgeltlichen Erwerbe von Grundbeſitz für ein FJamiliengut die Genehmigung des 
Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
erforderlich. Soll einem Familiengut in einem Verwendungsverfahren ein 
Grundſtück einverleibt werden, das nicht größer iſt als zwei Hektar, ſo genügt 
die Genehmigung der Auseinanderſetzungsbehörde. 

(5) Familiengüter im Sinne dieſer Verordnung find ſtandesherrliche Haus, 
vermögen, Familienfideikommiſſe, Lehen und Erbſtammgüter. 


Il. Aufhebung durch Familienſchluß. 
a 82. 
(1) Jedes Familiengut kann durch einen Familienſchluß aufgehoben werden. 
Geſetzſammlung 1919. (Nr. 11746 —11748.) 15 
Ausgegeben zu Berlin den 12. März 1919. 
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(2) Der Familienſchluß bedarf der Aufnahme und Beſtätigung durch die 
Aufſichtsbehörde; bei Thronlehen iſt außerdem die Genehmigung der Thronlehns⸗ 
kurie erforderlich. 
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§3. 

(1) Zum Familienſchluſſe find außer dem Inhaber (Beſitzer, Nutznießer) die 
zur Nachfolge in das Familiengut berufenen Familienmitglieder (Anwärter) zu— 
zuziehen. f 

(2) Anwärter, die ſich nicht innerhalb des Deutſchen Reichs aufhalten, ſind 
nicht zuzuziehen, ſofern ſie nicht zur Wahrnehmung ihrer Anwärterrechte einen 
innerhalb des Deutſchen Reichs wohnhaften Bevollmächtigten beſtellt und die 
Bevollmächtigung der Aufſichtsbehörde durch eine öffentliche oder öffentlich be, 
glaubigte Urkunde nachgewieſen haben. 

(3) Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Beteiligte 
werden durch ihren geſetzlichen Vertreter vertreten. An die Stelle der Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts tritt die Genehmigung der Aufſichtsbehörde. 
Dieſe kann abweſenden, unbekannten oder ungewiſſen Beteiligten ($$ 1911, 1913 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs) und ſolchen Beteiligten, bei denen die Aufſichtsbehörde 
die Vertretung durch ihren geſetzlichen Vertreter als nachteilig erachtet, einen 
Pfleger beſtellen. 


(1) Die Aufnahme eines Familienſchluſſes kann nur von dem Inhaber des 
Familienguts oder von der Familienvertretung (Familienpfleger, Familienrat, 
Agnatenausſchuß, Kuratoren, Exekutoren uſw.) beantragt werden. 

() Mit dem Antrag iſt ein Entwurf des Familienſchluſſes und ein Ver— 
zeichnis der zuzuziehenden Anwärter einzureichen. Beſtehen gegen den Entwurf 
feine Bedenken oder find die erhobenen Bedenken beſeitigt, fo hat die Aufſichts⸗ 
behörde einen Termin zur Aufnahme des Familienſchluſſes (Aufnahmetermin) zu 
beſtimmen. N 

(3) Der Antragſteller hat auf Erfordern der Aufſichtsbehörde die Richtig⸗ 
keit des Anwärterverzeichniſſes durch öffentliche Arkunden oder in anderer Weiſe 
nachzuweiſen oder an Eides Statt zu verſichern, daß ihm nichts bekannt ſei, 
was der Richtigkeit ſeiner Angaben entgegenſtehe. 


. 95. | 

() Sum Aufnahmetermine find die zuzuziehenden Familienmitglieder und 
die Familienvertretung, falls eine ſolche vorhanden iſt, unter Mitteilung des 
Entwurfs des Familienſchluſſes zu laden. a 3 

(2) Im Aufnahmetermin iſt über den Entwurf zu verhandeln und das Er— 
gebnis der Beſchlußfaſſung feſtzuſtellen. 

(3) Die Erklärung zu dem Entwurfe des Familienſchluſſes kann außer in 
dem Aufnahmetermin in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde 
abgegeben werden, die ſpäteſtens am Tage vor dem Aufnahmetermine der Aufſichts⸗ 
behörde einzureichen iſt. er 
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9 6. | 

(1) Der Familienſchluß muß einſtimmig gefaßt werden. Familienmitglieder, 
die keine Erklärung abgeben, gelten als zuſtimmend. Hierauf iſt in der Ladung 
zum Aufnahmetermine hinzuweiſen. Stimmen die zwei nächſten Anwärter (Abſ. 3) 
und mindeſtens die Hälfte aller Anwärter dem Familienſchluſſe zu, ſo kann die 
Zuſtimmung von Anwärtern, welche die Zustimmung verweigert haben, durch die 
Zuſtimmung der Familienvertretung ersetzt werden. 

(e) Fehlt eine Familienvertretung oder ſtehen ihrer Zuziehung erhebliche 
Schwierigkeiten entgegen, ſo kann die Aufſichtsbehörde eine Familienvertretung 


beſtellen. Für dieſe Familienvertretung gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen 


Geſetzbuchs über Pflegſchaften entſprechend. 

(3) Nächſte Anwärter find diejenigen unbeſchränkt geſchäftsfähigen Anwärter, 
welche hinter dem Inhaber und ſeinen Abkömmlingen zunächſt zur Nachfolge 
berufen ſind. Nicht zuzuziehen ſind dabei Anwärter, die Abkömmlinge eines beveild 
zugezogenen Anwärter ſind. § 3 Abſ. 2 gilt entſprechend. 5 


III. Anderung ſtiſtungsmäßiger Veſtimmungen. 
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7. d 

() Die für das Familiengut geltenden ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen 
können durch Familienſchluß geändert werden. 

(>) Für den Familienſchluß gelten die KJ 2 bis 6. Überſteigt die Zahl 
der Anwärter zehn und ſtimmen die fünf nächſten Anwärter (§ 6 Abſ. 3) dem 
Familienſchluſſe zu, ſo kann die Zuſtimmung der in der Nachfolgeordnung ihnen 
nachſtehenden Anwärter durch die Zuſtimmung der Familienvertretung erſetzt 
werden. Dies gilt nicht, wenn die Beſtimmungen über die Nachfolge zum Nach⸗ 
teile der nicht zugezogenen Anwärter geändert werden ſollen. Über das Vorliegen 
dieſer Vorausſetzung entſcheidet die Aufſichtsbehörde bei der Beſtätigung ($ 9). 

(3) Ein Familienſchluß, durch den ein Anfallrecht oder Heimfallrecht geändert 
wird, bedarf der Zuſtimmung der beteiligten Anfall⸗ oder Heimfallberechtigten. 
Die Zuſtimmung iſt vor der Aufſichtsbehörde zu erklären oder ihr in einer 


öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde einzureichen. 


W. Verfügungen über das Vermögen. 


58. 

(1) Der Inhaber des Familienguts kann auf Grund eines Familienſchluſſes 
über die zum Familiengute gehörenden Gegenſtände verfügen und Verpflichtungen 
für das Familiengut begründen. Für den Familienſchluß gelten die 52 bis 7. 

(2) An Stelle eines Familienſchluſſes genügt die ſchriftliche Zuſtimmung 
der Familienvertretung oder mangels einer Familienvertretung der beiden nächſten 
Anwärter ($ 6 Abſ. 3), falls: 
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1. Grundſtücke zu öffentlichen Zwecken, insbeſondere zum Zwecke der inneren 
Koloniſation, veräußert oder belaſtet werden ſollen; 

2. außerordentliche Aufwendungen zur Erhaltung des Familienguts gemacht 
oder Mittel für eine Verbeſſerung aufgebracht werden ſollen, die nach 
dem Zeugniſſe der öffentlichen Kreditanſtalt geeignet iſt, den Wert des 
Familienguts dauernd zu erhöhen oder die ordnungsmäßige Bewirt⸗ 

ſchaftung nachhaltig zu fördern; 

3. Steuern und andere öffentliche Abgaben, die als auf den Stamm des 

Vermögens gelegt anzuſehen find, entrichtet oder auf geſetzlicher Vor⸗ 

ſchrift beruhende Verpflichtungen aus dem Stamme des Vermögens er⸗ 

füllt werden ſollen ) ö 

Dienſt⸗, Pacht- oder Mietverträge geſchloſſen werden follen; 

Verfügungen über Kapitalien (Gelder, Forderungen, Wertpapiere uſw.) 

getroffen werden ſollen, die einem wirtſchaftlichen Bedürfniſſe des 
s Familienguts oder öffentlichen Zwecken dienen; 

6. dem Inhaber Aufwendungen, die er zu den in Ziffer 2 und 3 genannten 
Zwecken gemacht hat, erſtattet werden ſollen. Der Inhaber kann die 
Erſtattung dieſer Aufwendungen, ſofern nicht ſtiftungsmäßig oder 
hausgeſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, aus dem Familiengute verlangen. 

Die Zuſtimmung bedarf der Beſtätigung durch die Aufſichtsbehörde. 

(3) Fehlt es an geeigneten Anwärtern oder ſteben ihrer Zuziehung erhebliche 

Schwierigkeiten entgegen, ſo kann die Aufſichtsbehörde eine Familienvertretung 

beſtellen. § 6 Abſ. 2 gilt entſprechend. N a 


ae 


V. Beſtätigung. 


; 89. 
(1) Die Aufſichtsbehörde hat die Beſtätigung eines Familienſchluſſes zu 
verſagen, wenn ſeine Vollziehung einzelne Famillenmitglieder unbillig beein⸗ 
trächtigen würde, es ſei denn, daß die betroffenen Familienmitglieder ſich einver⸗ 
ſtanden erklärt haben. Sie darf die Beſtät gung eines Familienſchluſſes oder der 
Zuſtimmung ($ 8 Abf. 2) nur verſagen, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen 
nicht erfüllt ſind. > : 
e) Gegen den Beſchluß über die Beſtätigung ſteht dem Inhaber, den 
beiden nächſten Anwärtern und der Familienvertretung ſowie dem Anfall⸗ oder 
Heimfallberechtigten, deſſen Recht durch den Familienſchluß geändert wird, die 
fofortige Beſchwerde zu. Wird die Beſtätigung erteilt, ſo ſteht auch denjenigen 
Familienmitgliedern, die dem Familienſchluſſe widerſprochen haben, die ſofortige 
Beſchwerde zu. : 
(6) Iſt die Beſtätigung rechtskräftig, fo iſt es auf die Rechtswirkſamkeit des 
Familienſchluſſes oder der Zuſtimmung ohne Einfluß, wenn die in dieſer Ver⸗ 
ordnung vorgeſchriebenen Vorausſetzungen nicht erfüllt waren. 
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V. Waldgüter. 


9810. 5 
* Gehört zu dem Familiengute Wald, der ſich nach ſeiner Beſchaffenheit und 
ſeinem Umfange zu einer nachhaltigen forftmäßigen Bewirtſchaftung eignet, ſo 
f gelten die en a Beſtimmungen: ee 17 
9 . Sur Aufhebung des Familienguts auf Grund dieſer Verordnung oder BM ＋ 73 
3 anderer Vorſchriften iſt die Genehmigung des⸗Juſtizminiſters und des Miniſters A 7 70 9. 
1 für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erforderlich. 
äl II. Der Inhaber iſt verpflichtet, den Wald nach forſtwirtſchaftlichen 
| Grundſätzen, welche die Nachhaltigkeit der Erträge gewährleiſten, zu bewirtſchaften 
7 und für den Schutz und die Bewirtſchaftung des Waldes durch genügend befähigte 
1 Perſonen ausreichende Fürſorge zu treffen. Iſt das Maß der Nutzung und die 


Art der Bewirtſchaftung des Waldbeſitzes nicht durch einen ordnungsmäßigen 
4 Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt, ſo kann der Inhaber von der Aüfſichtsbehörde auf 
j gefordert werden, einen folchen. Wirtſchaftsplan aufzuftellen. Kommt er dieſer 
4 Aufforderung innerhalb der geſtellten Friſt nicht nach, ſo hat die Aufſichtsbehörde 

den Plan aufzustellen. Der Wirtſchaftsplan bleibt ſo lange maßgebend, bis er 
von der Aufſichtsbehörde außer Kraft geſetzt wird. 

III., Verletzt der Inhaber die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung, 
1 fo hat die Aufſichtsbehörde die erforderlichen Maßnahmen zur Erhaltung der 
) ordnungsmäßigen Forſtwirtſchaft zu treffen; bei erheblicher Pflichtverletzung kann 
ſie dem Inhaber die Verwaltung des Familienguts nach § 11 entziehen. 


VII. Zwangsverwaltung. 
I 
| () Wird durch das Verhalten des Inhabers oder durch feine ungünſtige 
| Vermögenslage die Gefahr einer erheblichen Schädigung des Familienguts begründet, 
ſo kann die Aufſichtsbehörde dem Inhaber die Vermögensverwaltung des Familien⸗ 
i guts entziehen und einem Pfleger übertragen. Sind nur einzelne Beſtandteile 
| gefährdet, ſo kann die Anordnung auf dieſe beſchränkt werden. Für die Pfleg⸗ 
ſchaft gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Pflegſchaften 
entſprechend. 
) (2) Die Aufſichtsbehörde ſoll, bevor fie dem Inhaber die Verwaltung 
| entzieht, wenn tunlich, den Inhaber und die Familienvertretung, mangels einer 
| ſolchen die beiden nächſten Anwärter ($ 6 Abſ. 3), hören. 


VIII. Vorbehalt anderweitiger Beſtimmungen. 
§ 12. 
Die Befugnis des Inhabers, der Familien vertretung oder der am Familien⸗ 
| gute berechtigten Familie ſowie der Aufſichtsbehörden oder ſonſtiger Perſonen oder 


Base 


Stellen Verfügungen und Anordnungen über das Familiengut auf Grund anderer 
geſetzlicher, hausgeſetzlicher oder ſtiftungsmäßiger Beſtimmungen zu treffen, wird 
durch die Vorſchriften dieſer Verordnung nicht berührt. i 


. Aufſichtsbehörde. 


§ 13. 

( Aufſichtsbehörde im Sinne dieſer Verordnung iſt, ſofern das Familiengut 
bereits der Aufſicht eines Oberlandesgerichts unterſteht, dieſes Oberlandesgericht, 
bei Thronlehen die Thronlehnskurie oder die von ihr beſtimmte Behörde, im 
übrigen das Oberlandesgericht, in deſſen Bezirke das Vermögen des Familienguts 
ganz oder feinem Hauptbeſtande nach ſich befindet. 

(2) In Streit- oder Zweifelsfällen entſcheidet der Juſtizminiſter; er kann 
die auf Grund dieſer Verordnung oder anderer Vorſchriften begründete Zuſtändig⸗ 


keit zur Führung der Aufficht auch abweichend vom Abſ. 1 regeln und einer 


anderen Behörde übertragen. 

(3) Die Auffichtsbehörde hat für alle Familiengüter die im Artikel 16 des 
Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 (Geſetzſamml. 
S. 307) bezeichneten Befugniſſe; Artikel 16 Abſ. 2 des genannten Geſetzes gilt 
entſprechend, Artikel 18 wird aufgehoben. 


X. Ausführung der Verordnung. 


$ 14. 
Die Ausführung der Verordnung erfolgt durch den Juſtizminiſter. 


XI. Inkrafttreten. 


ü 815. 
Die Verordnung tritt am 1. April 1919 in Kraft. 
Berlin, den 10. März 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Haeniſch. Südekum. Heine. 
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Nr. 11747.) Verordnung über die Verſorgung der Hofbeamten und ihrer Hinterbliebenen. 
Vom 10. März 1919. g 5 


Q b 
x» Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 


A 
Hofbeamte im Sinne dieſer Verordnung ſind die bei ihrem Inkrafttreten 
im Dienſte des vormaligen Königlichen Hauſes oder eines ſeiner Mitglieder 
ſtehenden Beamten, ſoweit ſie Staatsbeamte im weiteren Sinne ſind und Ge 
hälter beziehen, die nach dem Haushaltsplane der bisherigen Kronkaſſe dieſer zur 
Laſt fallen. 
Nicht unter dieſe Verordnung fallen: 
1. die Beamten im Dienſte derjenigen Nebenlinien, die ſich im Beſitze 
des Königlich⸗Prinzlichen Familienfideikommiſſes befinden; 
2. Beamte, die nach einer dem Finanzminiſter von dem Miniſter des 
Königlichen Hauſes vor dem 1. April 1919 abzugebenden ſchriftlichen 
Erklärung mit ihrer Zuſtimmung in ihrem bisherigen Dienſtverhältniſſe 
behalten werden. a 


9 2. 


Auf die Verſetzung der Hofbeamten in den Ruheſtand und die Verſorgung 
ihrer Hinterbliebenen finden fortan die für die unmittelbaren Staatsbeamten je⸗ 


weils geltenden geſetzlichen Vorſchriften mit den aus den §§ 3 bis 6 ſich er⸗ 


gebenden Abweichungen entſprechende Anwendung. 


8 3. 


Entſcheidungen und Erklärungen, die nach den für die unmittelbaren Staats- 
beamten geltenden Vorſchriften der vorgeſetzten Dienſtbehörde zugewieſen ſind, 
ſowie die dem Verwaltungschef oder dem Verwaltungschef in Gemeinſchaft mit 
dem Finanzminiſter zugewieſenen Entſcheidungen trifft der Finanzminiſter. 


94. 

Bei der Berechnung des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens wird eine 
bisher etwa gewährte freie Verpflegung, freie Dienſtkleidung, freie ärztliche Be⸗ 
handlung und freie Arzneiverſorgung, ſoweit deren Wert nicht ſchon nach den 
fonft geltenden Vorſchriften anrechnungsfähig it, nach einem von Fall zu Fall 
vom Finanzminiſter beſonders zu beſtimmenden Betrag in Anſatz gebracht. Die 
Berückſichtigung anderer laufender Nebenbezüge unterliegt dem billigen Ermeſſen 


des Finanzminiſters. 


ER 


9 5. 

Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit zur Anrechnung, 
während der ein Beamter nach Maßgabe der bisher für ihn geltenden Beſtimmungen 
oder der Vorſchriften dieſer Verordnung ſich unter Bezug von Wartegeld im 
einſtweiligen Ruheſtande befunden hat. = 


8.6. 

Der Dienſt im vormaligen Königlichen Haufe oder bei einem feiner Mit 
glieder wird dem Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne des $ 27 Siffer 2 des 
Zivilruhegehaltsgeſetzes vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 268) in der Faſſung 
vom 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 95) gleichgeachtet. 


GR 


Für die Löſung des Dienftverhältniffes bei den unter dem Vorbehalte des 
Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten Hofbeamten iſt der Finanzminiſter 
zuſtändig. 


§8. 

Diejenigen Hofbeamten, die infolge der Umgeſtaltung der Haus- und Hof⸗ 
verwaltungen aus dem Hofdienſt ausſcheiden und in der Staatsverwaltung nicht 
verwendet werden, können vom Finanzminiſter unter Bewilligung des geſetzlichen 
Wartegeldes einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt werden. 

Sie erhalten als Wartegeld während eines Zeitraums von fünf Jahren 
den vollen Betrag, nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums aber drei Viertel 
ihres ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens. Dabei wird der Wohnungsgeldzuſchuß, 
ſolange die Hofbeamten als Wartegeld den vollen Betrag des ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens beziehen, nicht mit dem Durchſchnittsſatze, ſondern nach der 
Ortsklaſſe ihres bisherigen dienſtlichen Wohnorts in Anſatz gebracht. 


$ 9. 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten 
Hofbeamten haben im Falle ihrer einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand einen 
Anſpruch auf Wartegeld nur bis zu dem Zeitpunkte, für den der Widerruf oder 
die Kündigung früheſtens zuläſſig wäre. Für die ſpätere Zeit kann ihnen vom 
Finanzminiſter ein Wartegeld bis auf die Höhe des im § 8 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Betrags bewilligt werden. i ü 

$ 10. 
Der Jahresbetrag des Wartegeldes iſt, ſofern nicht das volle ruhegehalts. 
fähige Dienſteinkommen gewährt wird, nach oben fo abzurunden, daß bei Teilung 
durch drei ſich volle Markbeträge ergeben. 5 ü 


1 


811. 


Die Zahlung des Wartegeldes erfolgt im voraus in derſelben Weiſe, in 
der bis dahin das Gehalt gezahlt worden iſt. Die Gehaltszahlung hört auf und 
die Zahlung des Wartegeldes beginnt mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, das auf 
den Monat folgt, in dem dem Hofbeamten die Entſcheidung über ſeine einſt⸗ 
weilige Verſetzung in den Ruheſtand, deren Zeitpunkt und die Höhe des Warte⸗ 
geldes bekannt gemacht worden find. Vom Zeitpunkte der einſtweiligen Verſetzung 
in den Ruheſtand bis zum Beginne der Zahlung des Wartegeldes ſtehen dem 
Hofbeamten die zur Beſtreitung von Dienſtaufwandskoſten gewährten Einkünfte 
nicht zu und von den zur Beſtreitung von Repräſentationskoſten gewährten kommen 
zwanzig vom Hundert in Abzug. 


912. 


Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten ſind bei Verluſt 
des Wartegeldes zur Annahme eines ihnen übertragenen Amtes im unmittelbaren 
Staatsdienſte verpflichtet, das ihrer Berufsbildung entſpricht und mit mindeſtens 
gleichem Range und gleichem Dienſteinkommen wie das vorher von ihnen be⸗ 
kleidete verbunden iſt. i 

Bei der Vergleichung des früheren und des neuen Dienſteinkommens find 
der Wohnungsgeldzuſchuß ſowie eine etwa gewährte freie Dienſtwohnung oder 
Mietsentſchädigung außer Betracht zu laſſen. Das neue Dienſteinkommen iſt 
nicht deswegen als geringer anzuſehen, weil die Gelegenheit zur Verwaltung von 
Nebenämtern nicht wiedergewähr: wird oder weil die für Dienſtunkoſten beſonders 
ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfallen. 

Wartegeldempfänger ſollen bei der Wiederbeſetzung erledigter Stellen, für 
die ſie ſich eignen, vorzugsweiſe berückſichtigt werden. b 


913, a 

Die einſtweilen in den Ruheſtand verſetzten Hofbeamten haben ſich bei 
Verluſt des Wartegeldes nach Anordnung des Finanzminiſters auch der zeit 
weiligen Wahrnehmung ſolcher Amter im unmittelbaren Staatsdienſte zu unter⸗ 
ziehen, die ihren Fähigkeiſen und bisherigen Verhältniſſen entſprechen. Während 
der Dauer dieſer Beſchäftigung erhalten fie den vollen Betrag ihres ruhegehalts⸗ 
fähigen Dienſteinkommens, wobei der Wohnungsgeldzuſchuß nach der Ortsklaſſe 
ihres bisherigen dienſtlichen Wohnorts in Anſatz gebracht wird. Erfolgt die 
Beſchäftigung außerhalb ihres Wohnorts, ſo erhalten ſie, wenn ſie vorher plan⸗ 
mäßig angeſtellt waren, Tagegelder nach § 2 des Geſetzes, betreffend die Reiie 
koſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150), wenn dies 
nicht der Fall war, nach § 2 Abſ. 2 und 3 daſelbſt und die geſetzlichen FJahrkoſten, 
beides nach den Sätzen, die ihnen zuſtehen würden, wenn ſie ſich noch in dem 
zuletzt von ihnen bekleideten Amte befänden. 


gg 
$ 1A. 

Die einftweilen in den Ruheſtand verſetzten Hof beamten find bei Verluſt 
des Wartegeldes auch zur Annahme oder zeitweiligen Wahrnehmung eines Amtes 
im Reichsdienſt unter denſelben Vorausſetzungen verpflichtet, unter denen ſie ein 
Amt im unmittelbaren Staatsdienſte nach $ 12 übernehmen oder nach $ 13 zeit⸗ 
weilig wahrnehmen müſſen. Zur zeitweiligen Wahrnehmung eines ſolchen Amtes 
ſind ſie jedoch nur dann verpflichtet, wenn ihnen die im § 13 Satz 2 und 3 
genannten Bezüge gewährleiſtet werden. 

Durch Beſchluß der Preußiſchen Regierung kann für beſtimmte Hof beamten⸗ 
gruppen angeordnet werden, daß die Vorſchrift im Abſ. 1 auch für den Dienſt 
in einem preußiſchen Kommunalverbande gilt. 


815. 

Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes hört auf: 

1. wenn der Hofbeamte mit einem dem früher von ihm bezogenen Dienſt⸗ 
einkommen mindeſtens gleichen Dienſteinkommen (§ 12 Abſ. 2) im 
Dienſte des vormaligen Königlichen Hauſes oder eines ſeiner Mitglieder 
oder in einem Amte wieder angeſtellt wird, zu deſſen Übernahme er nach 
§12 oder § 14 verpflichtet iſt; i 

2. wenn der Hofbeamte die preußiſche Staatsangehorigkeit verliert; 

3. wenn der Hofbeamte ohne Genehmigung der Preußiſchen Regierung 

(Staatsminiſterium) feinen Wohnſitz außerhalb des Daeutſchen Reichs 

nimmt; 

wenn der Hofbeamte aus dem Staatsdienſt ausſcheidet; 
wenn der Hofbeamte gemäß §§ 12, 13 oder 14 durch den Finanz— 
miniſter des Wartegeldes für verluſtig erklärt wird. 
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8 16. 

Das Recht auf den Bezug des Wartegeldes ruht, wenn und folange der 
einſtweilen in den Ruheſtand verſetzte Hofbeamte infolge einer Wiederanſtellung 
oder Beſchäftigung im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne des § 27 Abſ. 2 
des Zivilruhegehaltsgeſetzes oder im Dienſte des vormaligen Königlichen Hauſes 
oder eines ſeiner Mitglieder ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit als der Betrag 
dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzurechnung des Wartegeldes den Betrag 
des von dem Beamten vor der einſtweiligen Verſetzung in den Ruheſtand be 
zogenen Dienſteinkommens überſteigt. Hinſichtlich der Berechnung des früheren 
und des neuen Dienſteinkommens findet § 27 Abſ. 3 des Zivilruhegehaltsgeſetzes 
entſprechende Anwendung. 5 Be 


$ 17. 


Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung des Wartegeldes auf 
Grund der Beſtimmungen in den §§ 15 und 16 tritt, ſofern die Veranlaſſung 


Ag =: 


dazu nicht in einer Wiederanſtellung oder Wiederbeſchäftigung des Hofbeamten 
liegt, zu deren Übernahme er verpflichtet iſt, erſt mit dem Beginne desjenigen 
Monats ein, der auf das eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Ereignis folgt. 

Wird der Hofbeamte in einer der im § 16 bezeichneten Stellungen gegen 
Tagegelder oder eine anderweite Entſchädigung vorübergehend beſchäftigt, ohne 
zur Übernahme dieſer Beſchäftigung verpflichtet zu ſein, ſo wird das Wartegeld 
für die erſten ſechs Monate unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat ab nur 
zu dem ſich aus § 16 ergebenden Betrage gewährt. 


$ 18. 

Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, in beſonders gearteten Fällen bei Be⸗ 
willigungen auf Grund dieſer Verordnung über die in ihr vorgeſehenen Sätze 
hinauszugehen. 

$ 19, 

Mit der Gewährung einer Verſorgung nach Maßgabe diefer Verordnung 
erlöſchen die den Hofbeamten und ihren Hinterbliebenen gegenüber dem vor- 
maligen Königlichen Haufe oder einem feiner Mitglieder zuſtehenden Gehalt 
und Verſorgungsanſprüche, ſoweit ſie nicht vorher fällig geworden ſind. 


§ 20. 
Die Zahlungen auf Grund dieſer Verordnung find aus der Staatskaſſe 
zu leiſten. Die Verrechnung zwiſchen der Staatskaſſe und der bisherigen Kron⸗ 
kaſſe bleibt der endgültigen Auseinanderſetzung vorbehalten. 


$e21. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 10. März 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Haeniſch. 
Südekum. Heine. Reinhardt. 


ar 
(Nr. 11748.) Verordnung über die Erhebung von Zuſchlägen im Güter- und Tierverkehr der 
preußiſch-heſſiſchen Staatseiſenbahnen. Vom 9. März 1919, 5 


Die Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 


SE 
Die Staatseiſenbahnverwaltung wird ermächtigt, vom 1. April 1919 ab 
auf den preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen im Güter- und Tierverkehr zu den 
auf Grund des Geſetzes vom 20. März 1918 GGeſetzſamml. S. 19) um 15 vom 
Hundert erhöhten Frachtſätzen einen Zuſchlag bis zu 60 vom Hundert zu erheben. 


92. 

Der Zuſchlag tritt außer Kraft mit Ablauf des zweiten Wirtſchaftsjahres, 
das auf den Abſchluß des Friedens mit der letzten mit Deutſchland im Kriege 
ſtehenden europäiſchen Großmacht folgt. 

Berlin, den 9. März 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 
Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Hoff. Haeniſch. 
: Südekum. Heine. Reinhardt. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterrums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 
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